
STADT GERNSBACH BEBAUUNGSPLAN „RECHTE MURGSEITE, 16. ÄNDERUNG - BLUMENWEG"

TEIL B - PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Teil B - Planungsrechtliche Festsetzungen

Rechtsgrundlagen:
> Baugesetzbuch (BauGB) vom 03,11.2017 (BGBl, I S. 3634, zuletzt geändert durch Ge­

setz vom 22.12,2025 (BGBl. I Nr. 348)
> Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) vom 

21.11.2017 (BGBl. I Nr. 75, S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 06.07.2023 (BGBl. I 
S. 176)

> Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

> Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07,2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 23.10.2024 (BGBl. I S. 323)

In Ergänzung der Planzeichnung wird festgesetzt:

1 Art der baulichen Nutzung [§ 9 (1) Nr. 1 BauGB]

1.1 Allgemeines Wohngebiet [§ 4 BauNVO]
Allgemein zulässige Nutzungen
• Wohngebäude

• Der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 
störende Handwerksbetriebe,

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
• Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

Unzulässige Nutzungen gemäß § 1 (5) und (6) BauNVO
• Betriebe des Beherbergungsgewerbes
• Anlagen für Verwaltungen
• Gartenbaubetriebe
• Tankstellen

2 Maß der baulichen Nutzung
[§ 9(1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO]

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Grundflächenzahl (GRZ) die maxi­
mal zulässige Gebäudehöhe (GH) und die maximal zulässige Anzahl an Vollgeschossen ge­
mäß den Festsetzungen im zeichnerischen Teil.

Grundflächenzahl
Die GRZ ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans in der Nutzungsschablone festgesetzt 
(0,4), Gemäß § 19(4) Satz 3 BauNVO darf sie durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zu­
fahrten um 50 % überschritten werden. Werden bauliche Anlagen unterhalb der Geländeober­
fläche errichtet, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, (Tiefgaragen), darf die 
festgesetzte GRZ bis zu einem Wert von maximal 0,8 überschritten werden.
Anlagen zur Bewirtschaftung von Niederschlagswasser (Zisternen) sind nicht auf die Grundflä­
che anzurechnen. (—> Teil 0 - Örtliche Bauvorschriften, Ziffer 6)
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Geschosszahl

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) ist die Geschosszahl als Ober - und Untergrenze festgesetzt. 
Nebengebäude sind auch eingeschossig zulässig.

Gebäudehöhe

Die Gebäudehöhe (GH) ist das Maß zwischen der Bezugshöhe (BZH) und dem höchsten 
Punkt des Daches bzw. der Oberkante Flachdach-Attika. Die maximal zulässige Gebäudehö­
he ist im zeichnerischen Teil festgesetzt. Die tatsächlich gebaute GH darf von Erschließungs­
kernen, Aufzugüberfahrten, Anlagen zur solaren Energiegewinnung und anderen technisch 
notwendigen untergeordneten Dachaufbauten um maximal 1,5 m überschritten werden.

Bezugshöhe

Die Bezugshöhe (BZH) wird durch Einschrieb für die jeweiligen Grundstücke im zeichnerischen 
Teil festgesetzt.
Eine Überschreitung der Bezugshöhe kann zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, dass 

das gewachsene Gelände über der festgesetzten BZH liegt. Das Maß der Abweichung darf in 
diesem Fall die nachgewiesene Differenz betragen.

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
[§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO]

Im Bebauungsplan ist die offene Bauweise gemäß Einschrieb im zeichnerischen Teil festgesetzt.
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt.
Baugrenzen gelten für oberirdische Gebäudeteile und dürfen von Tiefgaragen ohne Einschrän­
kungen überschritten werden sowie durch untergeordnete Bauteile (z. B. Balkone, Erker, Vordä­
cher, Dachvorsprünge, Treppen, u.a.), wenn sie nicht breiter als 5,0 m sind und nicht mehr als 
1,5 m vortreten. Terrassen sind ausnahmsweise auch außerhalb der überbaubaren Grund­
stücksflächen zulässig.

4 Flächen für Stellplätze und Garagen sowie Nebenanlagen
[§ 9(1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO]
Stellplätze, Garagen oder Carports, Tiefgaragen und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO 
sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen auf den Baugrundstücken zulässig. 
Garten- und Gerätehäuser außerhalb überbaubarer Flächen dürfen eine Grundfläche von 
10 m2 nicht überschreiten.
Mit Garagen bzw. Carports sowie Nebenanlagen gemäß § 14(1) BauNVO - ausgenommen 
Grundstückszufahrten und Einfriedungen - ist zu Grundstücksgrenzen mit öffentlichen Ver­
kehrsflächen ein Abstand von mindestens 5,0 m einzuhalten.

5 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft [§ 9 (1) Nr. 20 BauGB]

5.1 Artenschutz
Vermeidungsmaßnahmen

V1 Zum Schutz der Nester brütender Vogelarten ist die geplante Entfernung der Gehölze 
außerhalb der Brutzeit der Vögel (Anfang Oktober bis Ende Februar) durchzuführen.
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TEIL B - PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

72 Bei einer Beanspruchung größerer Bäume im Zuge der Konkretisierung der Bauvor­
haben, sind diese vorab nochmals auf relevante Quartierstrukturen für Fledermäuse 
zu untersuchen. Bei Befund sind geeignete Maßnahmen zu treffen.

V4 Für die Bestückung der Außenbeleuchtung sind LED-Leuchten (Farbtemperatur 
<3000 K) mit vorwiegend nach unten gerichtetem Lichtkegel und insektendicht 
schließendem Lampengehäuse mit einer Oberflächentemperatur von maximal 60 CO 
zu verwenden. 1

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)

CEF 1 Für den Verlust von Nistplätzen des Haussperlings sind an im Geltungsbereich ver­
bleibenden Gehölzstrukturen oder im Umfeld zwei geeignete Nistkästen als Ersatz 
aufzuhängen.
Um die mögliche Beanspruchung von Höhlenbäumen auszugleichen, sind im Gel­
tungsbereich zwei Nistkästen für Kleinhöhlenbrüter (Meisen) anzubringen.

Die CEF-Maßnahmen sind vor Beginn der Baumaßnahme durchzuführen.

Weitere Ausgleichsmaßnahmen
A 1 Pflanzung von Gehölzen, Dachbegrünung (siehe Pflanzgebote Ziffer 8)

5.2 Verbot von Schottergärten
Es wird auf die Regelung in den örtlichen Bauvorschriften (Teil C, Ziffer 3.1 - Gestaltung von 
Freiflächen) verwiesen

5.3 Bodenschutz / Verwendung des Bodenabtrags
Anfallender Aushub von Mutterboden ist soweit möglich innerhalb des Plangebiets zu verwerten.

5.4 Versiegelung von Verkehrsflächen
Es wird auf die Regelung in den örtlichen Bauvorschriften (Teil C, Ziffer 3.2) verwiesen

6 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
[§ 9 (1) Nr. 21 BauGB]

Auf der im zeichnerischen Teil gekennzeichneten Fläche ist ein Leitungsrecht zugunsten der 
Stadt Gernsbach für einen bestehenden Abwasserkanal einzurichten.

7 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 
[§ 9 (1) Nr. 24 BauGB]
Im Planteil sind die Lärmpegelbereiche (Isophonenhöhe 7,5 m) und die zu schützenden Au­
ßenwohnbereiche entsprechend dem Schallgutachten dargestellt
Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen sind entsprechend der Lärmpegelbereiche unter 
Berücksichtigung der Raumarten und Nutzungen die nach Tabelle 7 der DIN 4109 (Schall­
schutz im Hochbau, 2018-01) aufgeführten Anforderungen der Luftschalldämmung einzuhal­
ten. Die Schallschutzklassen der Fenster ergeben sich aus dem maßgeblichen Außenlärmpe­
gel nach der DIN 4109 und der VDI Richtlinie 2719, Tabelle 2, in Abhängigkeit von Fenster- 
und Wandgrößen aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln. Für Räume mit

V 3 -+ Hinweise zum Artenschutz , Teil D, Abschnitt 7 
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Schlaf- oder Aufenthaltsnutzung sind ab dem maßgeblichen Außenlärmpegel von 65 dB 
(LBP IV) Lüftungsanlagen mit geringem Eigengeräusch vorzusehen.
Außenwohnbereiche mit Beurteilungspegeln durch Verkehrslärm von mehr als 62 dB(A) im Ta­
geszeitraum sind durch bauliche Schallschutzmaßnahmen, wie z. B. Wintergärten, verglaste 
Loggien oder vergleichbare Maßnahmen zu schützen. Für die Wintergärten und die verglasten 
Loggien etc. ist durch schallgedämmte Lüfter oder gleichwertige Vorkehrungen bautechni­
scher Art eine ausreichende Belüftung sicherzustellen. Die Flächen mit Beurteilungspegeln 
von 62 dB(A) und mehr sind im zeichnerischen Teil dargestellt.
Sofern für die einzelnen Gebäudefronten im Einzelfall geringere maßgebliche Außenlärmpegel 
nachgewiesen werden, die z. B. zukünftig durch abschirmende Bauten entstehen, können für 
die Außenbauteile entsprechend geringere Schalldämmmaßnahmen berücksichtigt werden. 
Die Festsetzung gilt für Bestandsgebäude nur im Falle von Umbaumaßnahmen.

8 Pflanzgebote [§ 9 (1) Nr. 25 a BauGBJ

8.1 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Baumpflanzungen auf Privatgrundstücken
Je angefangene 250 m2 Grundstücksfläche ist je Baugrundstück ein regionaltypischer Obst- 
Hochstamm zu pflanzen und dauerhaft zu sichern. Für die Pflanzung sind Gehölze als Hoch­
stamm mit einer Mindestqualität StU 16-18 cm, 2*v. ohne Ballen, zu verwenden (-> Arten­
verwendungsliste, Bäume und Sträucher, Ziffer 8.2.1). Abgängige Bäume sind durch gleich­
wertige Nachpflanzungen zu ersetzen.

Extensive Dachbegrünung
Flachdächer oder flach geneigte Dachflächen bis 10° Dachneigung von Hauptgebäuden so­
wie frei stehenden Garagen sind dauerhaft extensiv bei einer Substrathöhe von mindestens 
10 cm zu begrünen, sofern die Flachdachnutzung (Dachterrassen) einer Dachbegrünung 
nicht entgegensteht. Das Substrat sollte nicht mehr als 20 Gewichtsprozent organische Be­
standteile und keinen Torf enthalten. Für die Ansaat sind die Arten aus der nachfolgenden 
Artenverwendungsliste (Ziffer 8.2.2, Dachbegrünung) zu verwenden. Die Einsaat soll lückig 
erfolgen, so dass die spontane Ansiedelung von Wildkräutern möglich ist.

8.2 Artenverwendungsliste und Pflanzqualität zur Grundstücksbegrünung

8.2.1 Bäume und Sträucher

Bäume

Spitzahorn 
Berg-Ahorn 
Schwarz-Erle 
Hänge-Birke
Hainbuche 
Rotbuche 
Faulbaum
Gewöhnliche Esche 
Zitterpappel 
Vogel-Kirsche

Acer platanoides

Acer pseudoplatanus
Ainus glutinosa

Betula pendula

Carpinus betulus
Fagus sylvatica

Rhamnus frangula

Fraxinus excelsior

Populus tremula

Prunus avium
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Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus
Traubeneiche Quercus petraea
Stieleiche Quercus robur
Echte Mehlbeere Sorbus aria
Sommerlinde Tilia platyphyllos
Berg-Ulme Ulmus glabra

Äpfel

Regionaltypische Obsthochstämme in Sorten Berlepsch, Bittenfelder, 
Bohnapfel, Brettacher, Carpentin Renette, Gehrers Rambour, Hauxap- 
fel, Jakob Fischer, Jakob Lebel, Kaiser Wilhelm, Maunzenapfei, Rheini­
scher Krummstiel, Rheinischer Winterrambour, Roter Boskoop, Rote 
Sternrenette, Weißer Matapfel, Winter-Prinzenapfel, Winterstettiner- 
Sorten, Wollenschläger, Schwarzschillernder Kohlapfel

Birnen

Bayerische Weinbime, Gelbmöstler, Gellerts Butterbirne, Grüne Jagdbime, 
Gute Grüne, Kirchensailer Mostbime, Mollebusch, Oberösterreichische 
Weinbirne, Palmischbime, Paulsbime, Schweizer Wasserbime, Sommer-Ei­
erbirne, Sparbirne, Veldenzer, Weilersche Mostbime, Würgelesbime

Sträucher
Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Hasel Corylus avellana
Eingriffeiiger Weißdorn Crataegus monogyna
Schlehe Prunus spinosa
Echte Hundsrose Rosa canina
Sal-Weide Salix caprea
Grau-Weide Salix cinerea
Bruch-Weide Salix fragilis
Fahl-Weide Salix rubens
Korb-Weide Salix viminalis
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Trauben-Holunder Sambucus racemosa
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum Opulus

8.2.2 Dachbegrünung
Moos-Sedum-Extensivbegrünung

Moose

Echtes Goldmoos Campothecium sericeum

Hirnzahmoos Ceratodon pupureus

Krückenkegelmoos Brachytecium rutabulum
Mauermoos Tortula moralis
Silberbirnmoos Bryum argenteum

Sedum

Felsen-Fetthenne Sedum reflexum
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Milder Mauerpfeffer Sedum sexangulare

Weiße Fetthenne Sedum-album-Sorten

9 Nutzung auf Zeit
Die Festsetzung des Fußwegs im Bereich des Anwesens Biumenweg 7 gilt bis zur Aufhebung 
von dessen denkmalrechtlicher Festsetzung und damit verbunden bis zum Abbruch dieses 
Gebäudes. Im Falle eines Abbruchs wird das gesamte Fist. Nr. 207 als Verkehrsfläche festge­
setzt. Die bis dahin als Verkehrsfläche festgesetzte Fläche bleibt bestehen.

10 Sonstige Festsetzungen
Nachrichtlich übernommene Festsetzungen (§9(6) BauGB]
Bodendenkmäler

Bei der Vergabe der vorbereitenden Baumaßnahmen (wie Mutterbodenabtrag) hat der Vorha­
benträger im Sinne der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Weiterbildung und Kultur zur Durchführung von § 20 DSchG sowie für die späteren Erdarbei­
ten der Bauträger / Bauherr(en) die ausführenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, mit 
der Denkmalschutzbehörde mindestens 4 Wochen im Voraus die Vorgehensweise und Termi­
nierung der Arbeiten in Schriftform abzustimmen. Die Arbeiten sind von einem Mitarbeiter der 
Behörde zu überwachen.
Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, Knochen) und Befunde 
(z. B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, ist die Archäologische 
Denkmalpflege des Landesamtes für Denkmalpflege unverzüglich zu benachrichtigen. Fund 
und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens bis zum Ablauf des 
4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden zu belassen.

Pflichten des Eigentümers [§ 126 BauGB]
Auf den Grundstücksflächen innerhalb eines Abstands von 1,5 m von der öffentlichen Ver­
kehrsfläche sind unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randsteine, Aufschüttungen 
und Abgrabungen, sowie Lampenfundamente entlang der Grundstücksgrenze in der erforderli­
chen Breite und Höhe zu dulden.

Räumlicher Geltungsbereich [§ 9 (7) BauGB]
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist durch eine Blockbandierung festgesetzt.
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STADT GERNSBACH BEBAUUNGSPLAN „RECHTE MURGSEITE, 16. ÄNDERUNG - BLUMENWEG"
TEIL C - ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Teil C Örtliche Bauvorschriften

Rechtsgrundlage:

> Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) vom 08.08.1995 (GBl. S. 617), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. S. 25)

> Örtliche Bauvorschriften zu Einfriedungen (Einfriedungssatzung) der Stadt Gerns­
bach in der Fassung vom 11.04.2022

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO]

Dachform, Dachneigung
Die zulässigen Dachformen und Dachneigungen sind durch Planeinschrieb im zeichnerischen 
Teil festgesetzt. Für Nebenanlagen, Garagen und Carports sind auch davon abweichende 
Dachformen und Dachneigungen zulässig.

Dacheindeckung

Bei Sattel- oder Walmdächern ist für die Dacheindeckung kleinteiliges Material in der Farb­
skala Rot bis dunkelbraun zu verwenden. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn 
denkmalpflegerische Belange eine Abweichung erfordern.

Dachaufbauten, Anlagen zur Energiegewinnung 
Technisch notwendige Dachaufbauten, Sonnenkollektoren 
und Fotovoltaikelemente sind zulässig, sofern diese sich 
bei geneigten Dächern in ihrer Neigung der jeweiligen 
Dachfläche, auf der sie angebracht sind, anpassen und zu 
keiner Überhöhung des Dachfirstes führen. Bei Flachdä­

chern haben sie zu Außenfassaden mindestens im selben 
Maß Abstand zu halten, wie sie die Höhe des oberen Fas­
sadenabschlusses (Flachdachattika) überschreiten. Abb. 1: Beispielskizze Mindestabstand der 

Dachaufbauten auf Flachdächern zu Au­
ßenfassaden

2 Werbeanlagen und Automaten
[§ 74 (1) Nr. 2 LBO]
Werbeanlagen sind nur als Hinweisschilder auf Beruf, Gewerbe oder Wohnung an der Ge­
bäudefassade sowie an Grundstücks-Einfriedungen an der Stätte der Leistung zulässig. Ein­
zelne Hinweisschilder dürfen eine Fläche von 0,5 m2 und in der Summe eine Gesamtfläche 
von 1,0 m2 pro Gebäude nicht überschreiten, Selbstleuchtende Werbeanlagen, Werbeanla­
gen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Skybeamer, o. ä. sind unzu­
lässig. Das Anbringen von Warenautomaten in Vorgärten, an Einfriedungen und an Haus­
wänden ist nicht zulässig.

3 Gestaltung von unbebauten Flächen [§ 74 (1) Nr, 3 LBO]
3.1 Freiflächen

Die nicht überbauten Flächen sind, soweit sie nicht für Nebenanlagen, Zufahrten, Wege oder 
Stellplätze benötigt werden, als begrünte Vegetationsfläche anzulegen und gärtnerisch zu un­
terhalten. Nicht zulässig sind außerhalb der überbaubaren Flächen Kies- und Schotterflächen 
als Mittel der gärtnerischen Gestaltung (sogenannte »Schottergärten«).
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3.2 Oberflächen von Stellplätzen und Privatwegen
Befestigte Freiflächen, wie Stellplätze, Zufahrten oder Wege, sind - soweit keine Gefahr des 
Eintrags wassergefährdender Stoffe besteht und es aus technischen oder rechtlichen Grün­
den nicht anders geboten ist - mit wasserdurchlässiger Oberfläche (z. B. offenfugige Pflaster­
beläge, offenfugige Betonsteinplatten, Rasenpflaster, Rasengittersteine o. ä.) herzustellen. 
Flächen, auf denen die Möglichkeit des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen in den 
Untergrund besteht, sind mit einem undurchlässigen Belag zu versehen und an die Mischka­
nalisation anzuschließen. Der Anschluss von Dränagen an die Mischwasserkanalisation ist 
nicht zulässig.

3.3 Einfriedungen
Es wird auf die Bestimmungen der Einfriedungssatzung der Stadt Gernsbach vom 
11.04.2022 verwiesen.

3.4 Anlage von Stützmauern
Stützmauern sind entlang öffentlicher Verkehrsflächen sowie entlang seitlicher Grundstücks­
grenzen bis zu einem Abstand von mindestens 2,0 m ab vorderer Grundstücksgrenze unzu­
lässig. Ansonsten dürfen Stützmauern und Böschungen - auch in Kombination miteinander- 
eine Höhe von 1,0 m nicht überschreiten. Die maximal zulässige Böschungsneigung entlang 
der Grundstücksgrenzen darf einen Winkel von 33° nicht überschreiten. Böschungen sind zu 
begrünen und gegen Erosion zu sichern. Weitere Regelungen ergeben sich aus der Einfrie­
dungssatzung der Stadt Gernsbach vom 11.04.2022.

3.5 Gestaltung von Standorten für Abfallbehälter
Abfallbehälterstandplätze sind, sofern diese von den öffentlichen Straßen und Wegen aus 
sichtbar sind, mit einem Sichtschutz zu versehen oder einzugrünen.

4 Versorgungsleitungen [§ 74 (1) Nr. 5 LBO]
Kommunikations- und Niederspannungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. Bestehende 
Niederspannungsfreileitungen sind von dieser Bestimmung ausgenommen.

5 Zahl der nachzuweisenden Stellplätze [§ 74 (2) Nr. 2 LBO] 
Je Wohneinheit sind mindestens 1,5 Stellplätze nachzuweisen.

6 Auffangen, Einleiten und Versickern von Regen- und Schmelzwasser der 
Dachflächen [§ 74 (3) Nr. 2 LBO]
Pro Gebäude ist eine unterirdische Regenwasserrückhalteanlage (Zisterne) mit einem Fas­
sungsvermögen von mindestens 0,05 m3/m2 Dachfläche herzustellen. Durch die entsprechen­
de Anordnung eines Drosselabflusses ist sicherzustellen, dass mindestens die Hälfte dieses 
Volumens als Pufferspeicher zur Verfügung steht.
Die Grundfläche dieser Anlagen ist nicht auf das Maß der baulichen Nutzung anzurechnen, 
die Anlagen sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.
Niederschlagswasser ist - vorzugsweise über Mulden - über eine mindestens 30 cm dicke be­
lebte Bodenschicht zur Versickerung zu bringen. Das gilt auch für Abläufe von Zisternen.
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TEIL D - HINWEISE

Teil D “ Hinweise

1 Belange des Denkmalschutzes
Im Gebiet ist mit dem Vorhandensein archäologischer Spuren aus den frühen Siedlungspha­
sen des Ortes (Kulturdenkmal nach § 2 DSchG) zu rechnen. Am Erhalt der ausgewiesenen 
Kulturdenkmale besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Bauvorhaben in diesem Be­
reich bedürfen einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung (§ 8 DSchG). Bauvorhaben im 
Planungsgebiet können seitens der Archäologischen Denkmalpflege ggf. nur unter der Auflage 
bauvorgreifender archäologischer Ausgrabungen zugestimmt werden. Im Falle notwendiger 
Rettungsgrabungen durch eine Grabungsfirma kann die Bergung und Dokumentation der Kul­
turdenkmale ggf. längere Zeit in Anspruch nehmen.
Die Kostentragungspflicht für die genannten Maßnahmen liegt beim Bauherrn (§ 6.2 DSchG). 
Zur Klärung der Rahmenbedingungen etwaiger notwendiger Rettungsgrabungen ist eine öf­
fentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen Bauherren und dem Landesamt für Denkmalschutz 
(LAD) abzuschließen.
Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu vermei­
den, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließungsmaßnahme Voruntersuchungen durch das 
LAD durchgeführt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in wel­
chem Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das LAD den Ab­
schluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d.h. insbe­
sondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers. Nähere 
Informationen finden sie unter https://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeolo- 
gische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen.html.
Darüber hinaus wird grundsätzlich auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 7 
DSchG verwiesen. Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be­
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde oder Gemeinde umgehen zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind 
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.) 
mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
(§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Sub­
stanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.

2 Ingenieurgeologie
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeig­
net sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un­
tergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können dort zu zusätzlichen 
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant 
sein. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar­
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit 
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objekt-bezoge- 
ne Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingeni­
eurbüro empfohlen.

to
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3 Bodenschutzrechtliche Belange
Auf die Pflichten zur Beachtung des Bundes-Bodenschutzgesetzes BBodSchG, insbesondere 
die §§ 4 und 7 wird hingewiesen.
Unbelasteter verwertbarer Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen. Einer Vor-Ort-Ver- 
wertung des Erdaushubs ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Gesichtspunkt ist be­
reits bei der Planung Rechnung zu tragen (Festlegung der Höhen, Gründungstiefen, Wegen). Zu 
Beginn der Baumaßnahme ist der Oberboden abzuschieben. Er ist vom übrigen Erdaushub ge­
trennt bis zur weiteren Verwendung zu lagern. Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass be­
triebsbedingte unvermeidliche Bodenbelastungen (z. B. Verdichtung) auf das engere Baufeld be­
schränkt bleiben. Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge 
bzw. Vermischung mit Bodensubstrat ausgeschlossen werden können. Unbrauchbare oder be­
lastete Böden sind von verwertbarem Erdaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder geord­
neten Entsorgung zuzuführen. Sollte die Vermeidung (Verwertung von Erdaushub vor Ort) nicht 
oder nur z.T. möglich sein, sind vor einer Deponierung andere Verwertungsmöglichkeiten (z. B. 
Erdaushubbörsen der Gebietskörperschaften, Recyclinganlagen) zu prüfen.

4 Altlasten
Aufgrund der langjährigen eisenbahnbetrieblichen Vornutzung in Teilbereichen des Plange­
biets können Bodenbelastungen nicht ausgeschlossen werden. Bei Hinweisen auf bodenfrem­
de Auffüllungen, Materialien oder lokale Verunreinigungen sind die zuständigen Behörden 
(Amt für Wasser- und Bodenschutz und Gesundheitsamt) unverzüglich zu benachrichtigen. 
Maßnahmen zur Erkundung, Sanierung und Überwachung sind bei Bedarf zuzulassen. Gege­
benenfalls erforderliche Sanierungsmaßnahmen können im Rahmen des Baugenehmigungs­
verfahrens vollzogen werden.

5 Abfallwirtschaft
Straßen, die zur Leerung der Abfallbehälter von den dabei eingesetzten 3-achsigen, 10,3 m 
langen, 2,44 m breiten und bis zu 26 t schweren Abfallsammelfahrzeugen (ASF) befahren 
werden sollen, müssen die im Folgenden aufgelisteten Vorgaben bezüglich Bemessung und 
Gestaltung erfüllen:
• Straßen ohne Begegnungsverkehr müssen bei geradem Straßenverlauf eine Breite von 

mindestens 3,55m aufweisen (Fahrzeugbreite 2,55m zuzüglich 2x0,5m seitlicher Si­
cherheitsabstand)

• Straßen mit Begegnungsverkehr müssen bei geradem Straßenverlauf eine Breite von 
mindestens 5,50 m aufweisen (4,50 m zuzüglich 2 x 0,50 m seitlicher Sicherheitsabstand). 
In Kurven und Einmündungsbereichen liegt ein erhöhter Platzbedarf vor.

• Nach dem 1. Oktober 1979 gebaute oder neu eingerichtete Stichstraßen dürfen mit den 
eingesetzten ASF nur befahren werden, wenn eine richtig bemessene und gestaltete Wen­
deanlage vorhanden ist. Die Freihaltezonen müssen im öffentlichen Straßenraum sein.

• Ein rückwärtiges Befahren neu gebauter oder eingerichteter Stichstraßen ohne geeignete 
Wendeanlage mit ASF erfolgt nicht.

• Schleppkurven und Abbiegeradien müssen im gesamten Straßenverlauf (ggf. einschließlich 
Wendeanlage) für 3-achsige ASF ausgelegt sein. Die benötigten Freihaltezonen und seitlichen 
Sicherheitsabstände sind im öffentlichen Straßenraum einzuplanen.
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• Damit ASF Straßen dauerhaft hindernisfrei befahren können, ist sicherzustellen, dass in 
das Fahrbahnprofil bis in eine Höhe von 4,50 m keine Gegenstände wie z, B. starke Äste 
hineinragen.

• Die Müllsammelgefäße sind von den Tonnen-Nutzern am Rand öffentlicher Erschlie­
ßungsstraßen so bereitzustellen, dass sie von den ASF in Vorwärtsfahrt zu erreichen 
sind. Ist eine Erschließungsstraße oder die Zufahrt mit 3-achsigen ASF nicht befahrbar, 
sind die Müllbehälter an eine für die ASF erreichbare Stelle zu bringen. Die Einplanung 
öffentlicher Müllbehälterstellplätze/Sammelplätze wird in solchen Fällen empfohlen.

• Die Tragfestigkeit aller von ASF zu befahrenden Straßen muss auf deren Gewicht von bis 
zu 26 t bei einer Achslast von 12 t ausgelegt sein.

6 Schutz bestehender baulicher Anlagen (Tunnel B 462)
Der Tunnel Gernsbach verläuft im Westen des Bebauungsplangebiets parallel zum Blumen­
weg. Die Überdeckung des Tunnels beträgt ca. 10 m. Tiefbauarbeiten, insbesondere rückver­

ankerte Verbauten, sind im Randbereich zum Blumenweg planerisch und statisch zu untersu­
chen und die Ergebnisse mit dem RP Karlsruhe abzustimmen. Es ist mit dem Vorhandensein 
von bauzeitlichen Sicherungsankern der Tunnelaußenschale mit einer maximalen Länge von 
6 m, welche radial zum Tunnelquerschnitt angeordnet sind, zu rechnen, welche ggf. zu bauli­
chen Erschwernissen führen können.

7 Artenschutz
Der für diesen Bebauungsplan erstellte artenschutzrechtliche Fachbeitrag schlägt Maßnah­
men vor, die (z. B. als Verhaltensregeln oder als Maßnahmen ohne Flächenbezug) wegen feh­
lender Rechtsgrundlagen nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden können, aber dennoch 
beachtet und umgesetzt werden müssen, um das Auslösen der Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG durch die im Geltungsbereich des Bebauungsplans zulässige Bebauung zu verhin­
dern. Diese Maßnahmen sind:

Festlegung des Zeitraumes der Baufeldfreimachung
Der Abbruch der Gebäude ist nur im Zeitraum vom 01. November bis einschließlich 28. Febru­
ar zulässig (außerhalb der Brutzeit der Vogelarten und der Aktivitätsphasen von Fledermäu­
sen), da ein Vorhandensein von Winterquartieren auszuschließen ist. Dabei sind Fassadentei­
le, Dachabdeckungen und Mauern vorsichtig abzutragen.

Vermeidungsmaßnahme V 3
Für den Fall, dass größere Glasfassaden geplant sind, sollten zur Vermeidung von Vogelkolli­
sionen geeignete Schutzvorkehrungen getroffen werden. Dazu zählen u.a. die Verwendung 
reflexionsarmer oder UV-beschichtete Gläser, transluzenter Flächen, Glasbausteine sowie der 
Aufdruck von Strukturen.

Dachdeckungen und Dachinstallationen
Dachdeckungen und Dachinstallationen aus den unbeschichteten Metallen Zink, Blei, Kupfer 
und anderen Materialien, von denen Schadstoffe in das abfließende Niederschlagswasser ge­
langen können, sind nur mit einer wasserrechtlichen Erlaubnis zulässig.
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Metalldachdeckungen sind nur zulässig, wenn der Eintrag von Schadstoffen in das Grundwas­
ser vermieden wird (z. B. durch Beschichtung).

8 Belange des Klimawandels
Auf die Erfordernisse des Klimaschutzes wird ausdrücklich hingewiesen. Im Zuge der Baupla­
nung sind Maßnahmen zu prüfen und umzusetzen, die dem Klimawandel entgegenwirken und 
der Anpassung an den Klimawandel dienen. Dies kann u. a. durch den Einsatz von Anlagen 
zur effizienten Nutzung regenerativer Energien erfolgen, insbesondere aber auch durch die 
Konzeption kompakter Baukörper mit energieeffizienter Gebäudeorientierung. Auch im Zuge 
der Planung von Außenanlagen ist auf klimaschonende Konzeptionen zu achten.

9 Belange der Wasserwirtschaft

Grundwasserschutz

Wird eine Grundwasserhaitung notwendig, ist hierfür eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 
WHG zu beantragen. Im Fall von vorhandenen Schichtwässern ist das Kellergeschoss als weiße 
oder schwarze Wanne auszubilden. Eine dauerhafte Grundwasserhaitung ist nicht zulässig.

Niederschlagswasser

Nach §45b(3) Wassergesetz Baden-Württemberg soll Niederschlagswasser von Grundstü­
cken, die nach dem 1. Januar 1999 bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation an­
geschlossen werden, versickert oder ortsnah in ein oberirdisches Gewässer abgeleitet wer­
den, wenn dies mit vertretbarem Aufwand und schadlos möglich ist. Einzelheiten sind in der 
Verordnung über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 03.12.2013 (Gbl. Nr. 17, S. 389) geregelt.

Gefahrenabwehr
Innerhalb des Plangebiets sind Überschwemmungen bei extremen Hochwasser (HQextrem) 

nicht auszuschließen. Die betroffenen Flächen sind im Bebauungsplan nachrichtlich übernom­
men. Es sind Überflutungshöhen von 0,25 bis 0,50 m möglich. Ein förmliches Überschwem­

mungsgebiet (HQioo) ist im Plangebiet nicht ausgewiesen. [4]

Grundstückseigentümer haben sich gegen Schäden am Bauvorhaben, die durch eine Über­
flutung bzw. durch auftretendes Druckwasser verursacht werden können, durch geeignete 
Maßnahmen selbst und auf eigene Kosten zu sichern [§ 78b (2) WHG]. Nach § 78c WHG ist 
die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen im HQ-extrem-Bereich untersagt, wenn an­
dere weniger wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur 
Verfügung stehen oder die Heizölverbraucheranlage nicht hochwassersicher errichtet wer­
den kann. Bestehende Heizölverbraucheranlagen, soweit wirtschaftlich vertretbar, sind bis 
zum 5. Januar 2033 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher 
nachzurüsten. Sonstige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind so zu 
errichten oder zu betreiben, dass sie nicht aufschwimmen oder anderweitig durch Hochwas­
ser beschädigt werden können. Wassergefährdende Stoffe dürfen durch Hochwasser nicht 
abgeschwemmt oder freigesetzt werden. Im Sinne der Bauvorsorge sollten Gründung, Lage­
rung wassergefährdender Stoffe sowie die Führung von Leitungen auf mögliche Hochwas­
serereignisse abgestimmt sein.

13



STADT GERNSBACH BEBAUUNGSPLAN „RECHTE MURGSEITE, 16. ÄNDERUNG - BLUMENWEG"

TEIL D-HINWEISE

Starkregenereignisse
Im Falle von Starkregenereignissen kann es demzufolge aktuell bei einem seltenen Starkre­
genszenario (ca. 30-jährliches Niederschlagsereignis) zu Überflutungstiefen von bis zu 15 cm 
kommen. Bei einem außergewöhnlichen Starkregenszenario (ca. 1OO-jährliches Nieder­
schlagsereignis) ist mit Überflutungstiefen von bis zu 25 cm zu rechnen. Das extreme Starkre­
genereignis (128 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde) lässt Überflutungstiefen von bis zu 
30 cm (alle Angaben gerundet) erwarten. Aufgrund der grundsätzlich ebenen Topographie im 
Vorhabenbereich ist nur lokal begrenzt im Bereich der Tiefgarage mit hohen Fließgeschwindig­
keiten zu rechnen. Entlang der angrenzenden Bahntrasse ist mit erhöhten Fließgeschwindig­
keiten und Überflutungen zu rechnen. [5]
Da sich im Zuge einer künftugen Umsetzung von Vorhaben aufgrund dadurch geänderter Ein­
flussgrößen lokal ändern kann (Topografie, Oberflächenbeschaffenheit), wird eine individuelle 
Prüfung der Starkregenrisiken im Vorfeld der Planung eventueller Baumaßnahmen empfohlen.

10 Lösch Wasserversorgung
Der notwendige Löschwasserbedarf für Löscharbeiten für die ausgewiesenen Gebiete richtet 
sich nach den Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt W405 »Bereitstellung von Löschwasser 
durch die öffentliche Trinkwasserversorgung« und ist entsprechend den landesrechtlichen Re­
gelungen sicherzustellen.

• Die erforderliche Löschwassermenge (Grundschutz) von 48 m3/h muss im Einsatzfall 2 
Stunden sichergestellt sein.

• Die Löschwasserentnahmestellen müssen jederzeit frei zugänglich sein.
• Die geforderte Löschwassermenge muss Innerhalb eines Löschbereiches von max. 300 m 

um die Objekte sichergestellt werden.
• Geeignete Entnahmestellen (z. B. Hydranten) müssen in einer Entfernung von höchstens 

80 m zu Gebäuden vorhanden sein, Entnahmestellen (z, B. Hydranten) sind mindestens 
einmal im Jahr, möglichst vor Beginn des Winters, zu überprüfen und zu warten.

• Der Netzdruck darf bei der Löschwasserentnahme an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 
bar abfallen. Bei der Verwendung von Überflurhydranten ist die DIN EN 14384 zu beach­
ten.

• Bei der Verwendung von Unterflurhydranten ist die DIN EN 14339 zu beachten. Unterflur­
hydranten sind mit Hinweisschildern nach DIN 4066 zu kennzeichnen.

• Für die Erschließung von Straßen im Sinne der Bemessung von Zu- und Durchfahrten ein­
schließlich deren Befestigung ist die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und 
Infrastruktur über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahr­
ten (§ 2 LBOAVO und VwV Feuerwehrflächen) zu berücksichtigen.

11 Dachbegrünung und Solaranlagen
Aus der Kombination von Dachbegrünung und solarenergetischer Nutzung können sich ge­
genseitige Synergieeffekte wie etwa die Senkung von Temperaturspitzen und damit ein höhe­
rer Energieertrag von Photovoltaikmodulen ergeben. Beide Komponenten müssen jedoch hin­
sichtlich Bauunterhaltung und Pflege aufeinander abgestimmt sein.
Bei der Installation von Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solarthermischen Nutzung auf 
der Dachfläche empfiehlt sich eine „schwimmende" Ausführung ohne Durchdringung der 
Dachhaut. Entsprechende Unterkonstruktionen (zum Beispiel spezielle Drainageplatten) erlau­
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ben die zusätzliche Nutzung der Begrünungssubstrate als Auflast zur Sicherung der Solaran­
lage gegen Windkräfte.

Die Solarmodule sind nach Möglichkeit in aufgeständerter Form mit ausreichendem Neigungs­
winkel und vertikalem Abstand zur Begrünung auszuführen. Es ist sicherzustellen, dass die 
Anforderungen an eine dauerhafte Begrünung und Unterhaltungspflege erfüllt sind. Flache In­
stallationen sind zu vermeiden oder mit ausreichendem Abstand zur Bodenfläche auszufüh­
ren, sodass auch hier eine Begrünung darunter möglich bleibt und die klimatische Funktion 
nicht unzulässig eingeschränkt wird.

12 Gesetzliche Grundlagen und Normen
Sofern im Rahmen der textlichen Festsetzungen Bezug auf DIN-Normen (z. B. DIN 4109 
und 45691) genommen wird, können diese während der allgemeinen Öffnungszeiten bei der 
Stadtverwaltung (Bauverwaltung und Stadtplanung) Igelbachstraße 11, Gernsbach eingese­
hen werden.
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